
Theodor Heuss (1 949 - 1 959)
Theodor Heuss prägte als erster
Bundespräsident dieses Amt in ähnlicher
Weise wie Konrad Adenauer das Amt des
Bundeskanzlers. Der Liberale, der schon in
der Weimarer Republik Mitgl ied des Reichstages gewesen war, übte sein Amt
weitestgehend überpartei l ich aus und konnte durch seinen demokratischen und
kulturel len Hintergrund auch im Ausland Vertrauen in das neue demokratische
Westdeutschland zurück gewinnen. Auch seine intel lektuel len Reden zu aktuel len
Streitfragen ließen ihn zum Vorbild für seine Nachfolger werden.Eine dritte Amtszeit,
zu der eine Grundgesetzänderung nötig gewesen wäre, lehnte er ab, da er die
Schaffung einer „lex Heuss“ vermeiden wollte.

Heinrich Lübke (1959–1969)
Die Nominierung Heinrich Lübkes zur Wahl
des Bundespräsidenten wurde notwendig, da
der ursprünglich geplante Kandidat Konrad
Adenauer sich zurückzog. Lübke versuchte
als Bundespräsident aktiv die Politik
mitzugestalten. Zum Teil scheiterte er dabei (er wollte sich, wie auch Heuss, eine
Ministerl iste vorlegen lassen). Wiederholt unterzeichnete er Gesetze nicht, wenn sie
gegen das Grundgesetz verstießen.Von seiner Präsidentschaft bl ieben viele
rhetorische Fehlgriffe in Erinnerung, die auch auf Auslandsreisen zu fragwürdigen
Situationen führten. Später wurde bekannt, dass seine stark nachlassende
intel lektuel le Leistungsfähigkeit durch eine fortgeschrittene Zerebralsklerose
verursacht wurde. Wegen der anhaltenden Kritik auch an seiner angeblichen
Tätigkeit im Dritten Reich trat er drei Monate vor dem Ende seiner zweiten Amtszeit
zurück.

Gustav Heinemann (1969–1974)
Gustav Heinemann, zwar nicht mit absoluter
Mehrheit der Bundesversammlung ins Amt
gewählt, wurde dennoch als parteiübergreifender
und neutraler Bundespräsident von allen
gewürdigt. Seine Wahl kann auch politisch gesehen werden, da sie die später im
Jahr 1 969 gebildete sozial l iberale Koalition widerspiegelte. Seine tiefen moralischen
Überzeugungen, die ihn 1 950 aus Protest gegen die Wiederbewaffnung zum
Rücktritt als Bundesinnenminister und zum Austritt aus der CDU geführt hatten,
prägten auch seine Amtszeit als oberster Vertreter der Bundesrepublik Deutschland.
Er selber betrachtete sich als ein „Bürgerpräsident“ und betonte die demokratischen
und liberalen Traditionen Deutschlands.Obwohl ihm die Mehrheitsverhältnisse in der
Bundesversammlung 1 974 eine Wiederwahl ermöglicht hätten, verzichtete er auf die
Kandidatur für eine zweite Amtszeit.

Theodor Heuss (FDP)
geb. am 31 .01 .1 884 in Brackenheim
gestorben 1 2.1 2.1 963 in Stuttgart

Heinrich Lübke (CDU)
geb. am 1 4.1 0.1 894 in Enkhausen
gestorben 06.04.1 972 in Bonn

Gustav Heinemann (SPD)
geb. am 23.07.1 899 in Schwelm
gestorben 07.07.1 976 in Essen



Walter Scheel (1974–1979)
Der erste ehemalige stel lvertretende
Bundeskanzler im Amt des Bundespräsidenten
versuchte auch in seinem neuen Amt politisch
mitzuwirken. Dieses Ansinnen scheiterte jedoch auch am entschiedenen Widerstand
von Bundeskanzler Schmidt, so dass Walter Scheel vor al lem als singender
Bundespräsident in Erinnerung geblieben ist. Scheels bekannte Interpretation des
Volksl iedes „Hoch auf dem gelben Wagen“ entstand allerdings vor seiner
Präsidentenzeit.Angesichts der Mehrheitsverhältnisse in der Bundesversammlung
stel lte sich Scheel nicht erneut der Wahl und schied nach einer Amtszeit am 30. Juni
1 979 aus dem Amt des Bundespräsidenten.

Richard von Weizsäcker (1 984–1 994)

Richard von Weizsäcker ging als einer der
bedeutendsten Bundespräsidenten in die
Geschichte ein. Schon seine Rede zum 40.
Jahrestag des Kriegsendes am 8. Mai 1 985 brachte ihm großen internationalen
Respekt, aber auch Kritik aus konservativen Kreisen ein, da er die Interpretation des
8. Mai vom „Tag der Niederlage“ hin zum „Tag der Befreiung“ verschob.Kein anderer
Präsident agierte mehr gemäß der Maxime der Überpartei l ichkeit als von
Weizsäcker. Seine tei ls scharfe Kritik am Parteienstaat kann aber auch mit einer
persönlichen Distanz zu Bundeskanzler Kohl erklärt werden.Bei seiner Wiederwahl
1 989 gab es zum ersten Mal in der bundesdeutschen Geschichte keinen
Gegenkandidaten.

Karl Carstens (1 979–1 984)

Karl Carstens war der fünfte
Bundespräsident der Bundesrepublik.
Seine staatsrechtl ich bedeutsamste
Entscheidung war die Auflösung des
Bundestages nach der absichtl ich verlorenen Vertrauensfrage Helmut Kohls
1 982/1 983. Gegen diese Anordnung des Bundespräsidenten hatten einige
Abgeordnete geklagt, das Bundesverfassungsgericht bestätigte in einem
umstrittenen Urtei l al lerdings Carstens’ Entscheidung.Ähnlich wie Scheel der breiten
Bevölkerung als singender Präsident in Erinnerung geblieben war, ist Carstens durch
seine Vorl iebe für Wanderungen bekannt geworden, auf denen er die gesamte
Bundesrepublik „erwandert“ hat.

Richard von Weizäcker (CDU)
geb. am 1 5.04.1 920 in Stuttgart

Karl Carstens (CDU)
geb. am 1 4.1 2.1 91 4 in Bremen
gestorben 31 .05.1 992 in Meckenheim

Walter Scheel (FPD)
geb. am 08.07.1 91 9 in Höhscheid



Roman Herzog (1 994–1 999)

Der bis zu seiner Wahl als Präsident des
Bundesverfassungsgerichts amtierende
Roman Herzog wird besonders als Präsident
der Ruck-Rede in Berl in 1 997 wahrgenommen. Diese Rede war ein Beispiel seiner
Kritik an der politischen Situation in Deutschland. Er begründete damit die Idee der
Berl iner Rede, die von Bundespräsident Rau fortgeführt wurde. Herzogs Amtszeit
war geprägt durch die Anprangerung vermeintl icher Versäumnisse der Politik in
Anbetracht der wirtschaftl ichen Situation. Auch ein anderes wichtiges Werk von
Herzog begann 1 997, als er den Deutschen Zukunftspreis ins Leben rief.Angesichts
der Tatsache, erst im dritten Wahlgang gewählt worden zu sein, und veränderter
Mehrheitsverhältnisse in der Bundesversammlung verzichtete Herzog auf die
Kandidatur für eine zweite Amtszeit.

Roman Herzog (CDU)
geb. am 04.04.1 934 in Landshut

Theodor Heuss (FDP)

Johannes Rau (1 999–2004)

Johannes Rau führte die Berl iner Reden fort
und hielt sie jedes Jahr erneut. Er sprach in
ihr Themen wie die Integration von
Ausländern und die Auswirkungen von
Gentechnologie, Ökonomismus und Globalisierung an.[1 8] Er vermied jedoch im
Wesentl ichen Angriffe auf handelnde Politiker. Seinen – durchaus nicht nur
abwertend gemeinten – Spitznamen „Bruder Johannes“ hatte er jedoch schon
wesentl ich früher wegen seiner öffentl ich gelebten Religiosität erhalten. Andere
fanden sein Lebensmotto „Versöhnen statt Spalten“, an das er sich auch während
seiner Amtszeit zu halten versuchte, für den Inhaber des Bundespräsidentenamtes
ideal.Johannes Rau hielt als erster Bundespräsident eine Rede auf Deutsch vor dem
israelischen Parlament, der Knesset.

Johannes Rau (SPD)
geb. am 1 6.01 .1 931 in Wuppertal
gestorben am 27.01 .2006 in Berl in



Horst Köhler (2004–201 0)

Horst Köhler war der erste
Bundespräsident, der vorher kein
innenpolitisches Mandat innehatte.
Manche trauten ihm deshalb größere Unabhängigkeit und Distanz zu. Allerdings war
er von 1 990 bis 1 993 Staatssekretär im Bundesfinanzministerium, Mitgl ied der
Tri lateralen Kommission und Präsident des Deutschen Sparkassen- und
Giroverband, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE)
und bis zu seiner Wahl zum Bundespräsidenten war er Geschäftsführender Direktor
des Internationalen Währungsfonds (IWF). [. . . ] Köhlers staatsrechtl ich bedeutsamste
Entscheidung war die Auflösung des Deutschen Bundestages im Jahr 2005,
nachdem Bundeskanzler Gerhard Schröder mit dem Ziel von Neuwahlen im
Bundestag die Vertrauensfrage gestel lt hatte. Dagegen klagten, wie im Jahre 1 983,
Abgeordnete beim Bundesverfassungsgericht, al lerdings auch dieses Mal erfolglos.
Kritik an seinem Amtsverständnis trug es Köhler ein, dass er zwei im Oktober und
Dezember 2006 verabschiedeten Gesetzen, die er für verfassungswidrig hielt, die
Ausfertigung verweigerte. Am 23. Mai 2009 wurde Köhler von der 1 3.
Bundesversammlung für eine zweite Amtszeit im ersten Wahlgang wiedergewählt.
Nach Kritik an einer Äußerung Köhlers in einem Interview, dass „im Notfal l auch
mil itärischer Einsatz notwendig ist, um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel
freie Handelswege“, erklärte Köhler, am 31 . Mai 201 0 in einer einberufenen
Pressekonferenz seinen Rücktritt mit sofortiger Wirkung. Die Neuwahl des
Bundespräsidenten wurde für den 30. Juni 201 0 angesetzt.

Christian Wulff (201 0-201 2)

Nach dem Rücktritt des Bundespräsidenten
Horst Köhler am 31 . Mai 201 0 wurde Wulff
am 3. Juni 201 0 als
Bundespräsidentschaftskandidat der Regierungskoalition aus CDU/CSU und FDP
vorgestel lt. Bei der Bundespräsidentenwahl in der 1 4. Bundesversammlung am 30.
Juni 201 0 in Berl in trat Wulff gegen Joachim Gauck (Kandidat von SPD und Grünen),
Luc Jochimsen (Kandidatin der Linken) und Frank Rennicke (Kandidat der NPD) an.
In den ersten zwei Wahlgängen erreichte keiner der Kandidaten die erforderl iche
Mehrheit. Nachdem Jochimsen und Rennicke im dritten Wahlgang nicht mehr
angetreten waren, setzte sich Christian Wulff mit 625 Stimmen gegen Joachim
Gauck mit 494 Stimmen durch. Unmittelbar nach seiner Wahl zum
Bundespräsidenten trat Wulff von seinem Amt als niedersächsischer
Ministerpräsident zurück. Als sein Nachfolger wurde im niedersächsischen Landtag
am 1 . Jul i 201 0 David McAll ister gewählt. Da das Amt des Bundespräsidenten zum
Zeitpunkt der Wahl vakant war, trat Wulff sein neues Amt sofort mit Annahme der
Wahl an. Nach sieben protestantischen Amtsvorgängern war er der erste katholische
Bundespräsident seit Heinrich Lübke. Am 1 7. Februar 201 2, nach 597 Tagen
Amtszeit, trat er in Folge eines Antrags auf Aufhebung der Immunität im Zuge von

Horst Köhler (CDU)
geb. am 22.02.1 943 in Heidenstein

Christian Wulff (CDU)
geb. am 1 9.06.1 959 in Osnabrück




